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Vorschlag der EG-Kommission 
für eine Richtlinie des Rates zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten betreffend 
elektrische Betriebsmittel zur Verwendung in explo- 
sibler Atmosphäre 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Wirtschaft) 

A. Problem 

In den Mitgliedstaaten gelten unterschiedliche Rechts- und Ver- 
waltungsvorschriften für elektrische Betriebsmittel zur Verwen- 
dung in explosibler Atmosphäre. 

Die Unterschiede bei 

— den technischen Vorschriften 

— den Uberwachungsmodalitäten 

— der Erteilung von Genehmigungen durch die Verwaltung 
verursachen Handelshemmnisse. 

B. Lösung 

Die Kommission schlägt vor: 

1. die Schutzbestimmungen einheitlich zu definieren; 

2. die für diese Betriebsmittel geltenden technischen Normen 
zu harmonisieren. 

C. Zusätzliche Empfehlungen des Ausschusses für Wirtschaft 

1. Beschränkung der Richtlinie auf Betriebsmittel, für die har- 
monisierte Normen aufgestellt sind. 

2. Verschärfung der Zulassungsvorschriften im Interesse der 
Sicherheit. 

Einmütigkeit im Ausschuß 

D. Kosten 

Keine 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 




Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1961 


Sachgebiet 71 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft 
(8. Ausschuß) 
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gelegten Vorschlag der Kommission der EG für eine Richtlinie 
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— Drucksache VI/1394 — 


A. Bericht des Abgeordneten Scheu 


I. 

Der Vorschlag der Kommission der EG — Druck- 
sache VI/1349 — wurde mit Schreiben vom 13. No- 
vember 1970 durch den Herrn Präsidenten des Deut- 
schen Bundestages an den Ausschuß für Wirtschaft 
federführend und an den Ausschuß für Arbeit und 
Sozialordnung mitberatend überwiesen. 

Der mitberatende Ausschuß für Arbeit und Sozial- 
ordnung hat die Vorlage am 9. und 10. Dezember 
1970, der Ausschuß für Wirtschaft in seiner Sitzung 
am 4. März 1971 abschließend beraten. 


11 . 

Der freie Warenverkehr von elektrischen Be- 
triebsmitteln zur Verwendung in explosibler Atmo- 
sphäre wird in der Gemeinschaft dadurch erschwert, 
daß diese Betriebsmittel unterschiedlich genormt 
und nach untersc±iedlichen Rechtsvorschriften für 
den Verkehr zugelassen werden. Die Kommission 
empfiehlt, den freien Warenverkehr zuzulassen 

a) für solche elektrischen Betriebsmittel zur Ver- 
wendung in explosibler Atmosphäre, die ent- 
weder den Sicherheitsgrundsätzen der Richt- 
linie (Anlage 1) oder den harmonisierten Nor- 
men entsprechen. Die Feststellung, ob diese elek- 
trischen Betriebsmittel den harmonisierten Nor- 


men entsprechen, soll durch eine Konformitäts- 
und Prüfbescheinigung nachgewiesen werden. 
Die Mitgliedstaaten benennen diejenigen Stel- 
len, die zur Ausstellung von Konformitäts- und 
Prüfbescheinigungen berechtigt sein sollen; 

b) für elektrische Betriebsmittel, die den harmoni- 
sierten Normen nicht entsprechen, aber ebenso 
sicher sind. Die Zulassung dieser Betriebsmittel 
erfolgt auf Grund besonderer Prüfungen durch 
die von den Mitgliedstaaten noch zu benennen- 
den Kontrollstellen. 

Das von der Kommission vorgesdilagene Verfah- 
ren weicht insofern von den in der Bundesrepublik 
geltenden Regeln ab, als das Konformitätszeichen 
die jetzt notwendige Bauartzulassung ersetzen solle 
mit der Folge, daß die Zulassungsbehörde an diese 
Konformitätszeichen gebunden wäre, ohne daß sie 
noch das Recht der eigenen Nachprüfung hätte. 

Der Ausschuß hat gegen die vorgeschlagene Rege- 
lung dann keine Bedenken, wenn sie das höchste in 
den Mitgliedstaaten geltende Sicherheitsniveau in 
sachlicher Hinsicht sowie im Hinblick auf das durch- 
zuführende Prüf- und Kontrollverfahren gewähr- 
leistet. Aus diesen Erwägungen empfiehlt der Aus- 
schuß, daß die Richtlinie zunächst nur für solche 
elektrische Betriebsmittel zur Verwendung in explo- 
sibler Atmosphäre gelten soll, für die schon harmo- 
nisierte Normen aufgestellt sind. Eine derartige Ein- 
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Schränkung des Geltungsbereichs der Richtlinie 
würde 90 bis 95 Vo dieser Betriebsmittel für den 
freien Warenverkehr zulassen. Der materielle Gel- 
tungsbereich ist nicht starr fixiert, denn wenn später 
Normen für jetzt noch nicht erfaßte elektrische Be- 
triebsmittel harmonisiert werden, gilt die Richt- 
linie auch für diese (Buchstabe a der Entschließung). 
Entgegen dem Vorschlag der Kommission, die die 
automatische Zulassung dieser Betriebsmittel von 
dem erteilten Konformitätszeichen abhängig machen 
will, wünscht der Ausschuß, die Zulassung der Ge- 
räte von der Übereinstimmung mit den harmoni- 
sierten Normen abhängig zu machen. Im Falle, daß 
solche Geräte von den harmonisierten Normen ab- 
weichen, soll ihre Zulassung nur dann möglich 
werden, wenn ihre Sicherheit ebenso gewährleistet 
ist, wie sie bei den den Normen entsprechenden 
Geräten der Fall ist. Der Nachweis könnte für der- 
artige Fälle durch die Vorlage einer Konformitäts- 


bzw. Prüfbescheiniung erfolgen (Buchstabe b der 
Entschließung). 

Der Ausschuß weist auf eine Lücke in Artikel 9 
hin. Nach dieser Vorschrift soll es einem Mitglied- 
staat möglich sein, trotz vorliegender Prüf- und 
Kontrollbescheinigungen den Vertrieb von diesen 
elektrischen Betriebsmitteln für die Dauer von sechs 
Monaten zu untersagen, wenn nach Annahme die- 
ses Mitgliedstaates die Sicherheit von Personen und 
Sachen gefährdet erscheint. Das sich anschließende 
Verfahren nach den Absätzen 2 und 3 des Artikels 9 
läßt offen, welche Rechtsfolge die Beanstandung 
dieses Mitgliedstaates haben wird, wenn die Kom- 
mission nach Ablauf der 6-Monats-Frist diese Be- 
anstandung für gerechtfertigt erklärt oder wenn 
sie eine Empfehlung nicht ausgesprochen hat. In 
diesem Fall sollte nach Meinung des Ausschusses 
die Beanstandung des Mitgliedstaates weiterhin 
gelten (Buchstabe c der Entschließung). 


Bonn, den 12. März 1971 


Scheu 

Berichterstatter 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag nimmt den Vorschlag 
der Kommission — Drucksache VI/1394 — zur 
Kenntnis. 

2. Die Bundesregierung wird ersucht, bei den wei- 
teren Beratungen in Brüssel folgendes sicherzu- 
stellen: 

a) der Geltungsbereich der Richtlinie soll nur 
für elektrische Betriebsmittel gelten, für die 
harmonisierte Normen aufgestellt sind; 


Betriebsmittel soll nur zuge- 
lassen werden, wenn es den harmonisierten 
Normen entspricht oder im Falle der zulässi- 
gen Abweichung die Sicherheit auf andere 
Weise gewährleistet ist. Als Beweismittel 
hierfür könnte die vorgesehene Konformitäts- 
und Prüfbescheinigung dienen; 

c) eine Beanstandung eines Mitgliedstaates nach 
Artikel 9 Abs. 1 soll nach Ablauf der Frist 
von sechs Monaten dann weitergelten, wenn 
die Kommission diese Beanstandung für ge- 
rechtfertigt erklärt oder wenn sie eine Emp- 
fehlung nicht ausspricht. 


B. Antrag des Ausschusses 

1 b) ein elektrisches 


Bonn, den 12. März 1971 


Der Ausschuß für Wirtschaft 


Kienbaum 

Vorsitzender 


Scheu 

Berichterstatter 



